
 

 

 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 27. März 2025 

20. Wahlperiode 

Unterrichtung 20/241 

der Landesregierung 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Fachgerichtsstruktur in 

Schleswig-Holstein (Fachgerichtsstrukturreformgesetz) 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemäß § 1 

Abs. 1 Nr. 1 Parlamentsinformationsgesetz (PIG).  

Federführend ist das Ministerium für Justiz und Gesundheit. 

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss 





Schleswig-Holstein
Der echte Norden SHA* Schleswig-Holstein

Ministerium für Justiz 
und Gesundheit

Die Präsidentin
des Schleswig-Holsteinischen Landtages
Frau Kristina Herbst, MdL
Düsternbrooker Weg 70
24105 Kiel

Ministerin

23, März 2025

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Fachgerichtsstruktur in Schleswig-Holstein 
(Fachgerichtsstrukturreformgesetz)

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

anliegend übersende ich Ihnen den Entwurf eines Gesetzes zur Reform der

Fachgerichtsstruktur in Schleswig-Holstein (Fachgerichtsstrukturreformgesetz) gemäß § 1 

Abs. 1 Nr. 1 Parlamentsinformationsgesetz zur Unterrichtung. Die Verbandsanhörung 

wurde eingeleitet.

Mit freundlichen Grüßen

I/W vQ & kelü
Prof. Dr. Kerstin von der Decken

Anlage: 1

Postfach 71 45, 24171 Kiel | Telefon 0431 988 - 0 | Telefax 0431 988 - 3805 | poststelle@jumi.landsh.de | 
www.schleswig-holstein.de/mjg | E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch verschlüsselte Dokumente

mailto:poststelle@jumi.landsh.de
http://www.schleswig-holstein.de/mjg


Drucksache 20/#N!#SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG
20. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Landesregierung - Ministerin für Justiz und Gesundheit

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Fachgerichtsstruktur in 
Schleswig-Holstein (Fachgerichtsstrukturreformgesetz)



Drucksache 20/#N!# Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode

A. Problem

Zur Konsolidierung des Landeshaushaltes ist auch ein Einsparbeitrag der Justiz er­
forderlich. Da der Justizhaushalt ein reiner Verwaltungshaushalt ist, sollen die Ein­
sparungen zugunsten eines effektiven Rechtsschutzes im Wesentlichen nicht durch 
Personaleinsparungen, sondern durch Einsparungen bei Gebäuden und eine Flexibi­
lisierung des Personaleinsatzes erfolgen. Daher hat das Kabinett am 24. Septem­
ber 2024 beschlossen, eine Fachgerichtsstrukturreform durchzuführen.

B.Lösung

Im Rahmen der erfolgten Anhörung des Geschäftsbereichs zu den bisherigen Pla­
nungen einer Fachgerichtsstrukturreform wurde die ursprüngliche Überlegung einer 
Zentralisierung beider Gerichtsbarkeiten an einem Standort (siehe C. Alternativen) in 
Abstimmung mit den Präsidentinnen und Präsidenten der betroffenen Gerichte da­
hingehend modifiziert, dass in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit jeweils Standor­
te als (eigenständige) Einheit aufgelöst werden und teilweise als unselbständige 
Zweigstellen (Sozialgerichte) bzw. auswärtige Kammern (Arbeitsgerichte) bestehen 
bleiben. Dadurch werden größere Einheiten geschaffen, die es ermöglichen, den 
Ausfall einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser zu kompensieren. Dadurch 
werden auch eine bedarfsorientierte Ausstattung an Personal und der Abbau von 
bestehenden Überdeckungen ermöglicht. Das Landesjustizgesetz soll dahingehend 
geändert werden,

• das Arbeitsgericht Neumünster aufzulösen und seinen Bezirk dem Arbeitsge­
richt Kiel zuzulegen,

• das Arbeitsgericht Elmshorn aufzulösen und als auswärtige Kammer des Ar­
beitsgerichts Lübeck im Gebäude des Sozialgerichts Itzehoe unterzubringen,

• das Arbeitsgericht Flensburg aufzulösen und als auswärtige Kammer des Ar­
beitsgerichts Kiel im Gebäude des Amtsgerichts Flensburg unterzubringen,

• das Sozialgericht Lübeck als Zweigstelle des Sozialgerichts Itzehoe und
• das Sozialgericht Schleswig als Zweigstelle des Sozialgerichts Kiel weiterzu­

führen.

C. Alternativen

Beibehaltung des ursprünglichen Plans, Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit an einem 
Ort in einem Gebäude zentral in Schleswig-Holstein zu konzentrieren.
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D. Kosten und Verwaltungsaufwand

1. Kosten

Durch den Zusammenzug der Liegenschaften entstehen Umzugskosten für 
ca. 55 Personen. Diese werden auf Basis vergleichbarer Umzüge auf ca.
150 TEUR geschätzt.

Zudem fallen Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld für die Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen der Arbeitsgerichte Elmshorn und Neumünster in noch 
nicht zu beziffernder Höhe an.

Um die Aufnahme der Mitarbeiter in den neuen Liegenschaften zu erleichtern, 
sind ggf. Umbauten mit einem Kostenrahmen von bis ca. 350 TEUR vorgese­
hen.

2. Verwaltungsaufwand

Die Organisation der Umzüge ist im Rahmen des vorhandenen Verwaltungs­
pensums zu leisten. Die bei der Zusammenlegung der Standorte notwendige 
technische Migration der Verfahrensdaten und Akten ist als Pflegeaufwand der 
Verfahrenspflegestellen anzusehen.

3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft

Da die meisten Gerichte an ihren Standorten verbleiben und zudem die Mög­
lichkeit der Verhandlung mit Bild- und Tonübertragung besteht, werden die 
Auswirkungen auf die private Wirtschaft als vernachlässigungsfähig angese­
hen.

E. Nachhaltigkeit

Durch die gemeinsame Nutzung von Gebäuden wird der Flächenbedarf der Justiz 
reduziert.

F. Länderübergreifende Zusammenarbeit

Keine.
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G. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung

Die Präsidentin des Schleswig-Holsteinischen Landtages wird über den Gesetzent­
wurf unterrichtet.

H. Federführung

Federführend ist die Ministerin für Justiz und Gesundheit.
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Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Fachgerichtsstruktur 
in Schleswig-Holstein

(Fachgerichtsstrukturreformgesetz)

Vom

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Landesjustizgesetzes

Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231, ber. S. 441), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom [durch die Verkündungsstelle 
einzufügen: Datum und Fundstelle des Haushaltsbegleitgesetzes 2025], wird wie 
folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 90 folgende Angabe eingefügt:

„Teil 12
Übergangsbestimmungen

§ 91 Aufhebung von Arbeitsgerichten; Errichtung auswärtiger Kammern

§ 92 Aufhebung von Sozialgerichten; Errichtung von Zweigstellen“

2. § 5 Satz 2 wird gestrichen.

3. Nach § 90 wird folgender Teil 12 angefügt:

„Teil 12 
Übergangsbestimmungen

§91
Aufhebung von Arbeitsgerichten; Errichtung auswärtiger Kammern

(1) Es werden aufgehoben

1. das Arbeitsgericht Neumünster zum 1. Dezember 2026,

2. das Arbeitsgericht Elmshorn zum 1. März 2027,

3. das Arbeitsgericht Flensburg zum 1. Mai 2027.

(2) Die Bezirke der aufgehobenen Gerichte werden jeweils zu den in Absatz 1 
bezeichneten Zeitpunkten den anderen Arbeitsgerichten wie folgt zugelegt:

1. der Bezirk des Arbeitsgerichts Elmshorn dem Arbeitsgericht Lübeck,
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2. die Bezirke der Arbeitsgerichte Flensburg und Neumünster dem Arbeits­
gericht Kiel.

(3 ) Verfahren, die zu den in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkten bei den aufge­
hobenen Arbeitsgerichten anhängig sind, gehen auf das Gericht über, dem der 
jeweilige Bezirk zugelegt wird.

(4 ) Folgende auswärtige Kammern werden errichtet:

1. des Arbeitsgerichts Lübeck zum 1. März 2027 in Itzehoe,

2. des Arbeitsgerichts Kiel zum 1. Mai 2027 in Flensburg.

§92 
Aufhebung von Sozialgerichten; Errichtung von Zweigstellen

(1) Es werden aufgehoben

1. das Sozialgericht Lübeck zum 1. September 2027,

2. das Sozialgericht Schleswig zum 1. November 2027.

(2) Die Bezirke der aufgehobenen Gerichte werden jeweils zu den in Absatz 1 
bezeichneten Zeitpunkten den anderen Sozialgerichten wie folgt zugelegt:

1. der Bezirk des Sozialgerichts Lübeck dem Sozialgericht Itzehoe,

2. der Bezirk des Sozialgerichts Schleswig dem Sozialgericht Kiel.

(3) Verfahren, die zu den in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkten bei den aufge­
hobenen Gerichten anhängig sind, gehen auf das Gericht über, dem der 
jeweilige Bezirk zugelegt wird.

(4) Folgende Zweigstellen werden errichtet:

1. des Sozialgerichts Itzehoe zum 1. September 2027 in Lübeck,

2. des Sozialgerichts Kiel zum 1. November 2027 in Schleswig.“

Artikel 2
Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. Dezember 2026

Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231, ber. S. 441), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

§ 53 wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:
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„(1) Die Arbeitsgerichte haben ihren Sitz in Elmshorn, Flensburg, Kiel und 
Lübeck.“

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. für das Arbeitsgericht Kiel die Städte Kiel und Neumünster sowie die 
Kreise Segeberg, Plön und Rendsburg-Eckernförde,“

b) In Nummer 4 wird das abschließende Komma durch einen Punkt ersetzt.

b) Nummer 5 wird gestrichen.

Artikel 3
Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. März 2027

Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231, ber. S. 441), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

§ 53 wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Arbeitsgerichte haben ihren Sitz in Flensburg, Kiel und Lübeck.“

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden zu Nummern 1 und 2.

c) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 3 und erhält folgende Fassung:

„3. für das Arbeitsgericht Lübeck die Stadt Lübeck sowie die Kreise 
Dithmarschen, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, Pinneberg, Steinburg 
und Stormarn.“

3. Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Es bestehen auswärtige Kammern des Arbeitsgerichts Lübeck in Itzehoe.“

Artikel 4
Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. Mai 2027

Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231, ber. S. 441), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:
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§ 53 erhält folgende Fassung:

.§ 53 
Arbeitsgerichte

(1) Die Arbeitsgerichte haben ihren Sitz in Kiel und Lübeck.

(2) Bezirke der Arbeitsgerichte sind

1. für das Arbeitsgericht Kiel die Städte Flensburg, Kiel und Neumünster sowie die 
Kreise Nordfriesland, Plön, Rendsburg-Eckernförde, Schleswig-Flensburg und 
Segeberg,

2. für das Arbeitsgericht Lübeck die Stadt Lübeck sowie die Kreise Dithmarschen, 
Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, Pinneberg, Steinburg und Stormarn.

(3) Es bestehen auswärtige Kammern

1. des Arbeitsgerichts Kiel in Flensburg,

2. des Arbeitsgerichts Lübeck in Itzehoe.“

Artikel 5
Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. September 2027

Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231, ber. S. 441), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

1. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Sozialgerichte haben ihren Sitz in Itzehoe, Kiel und Schleswig.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. für das Sozialgericht Itzehoe die Stadt Lübeck sowie die Kreise 
Dithmarschen, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, Pinneberg, 
Segeberg, Steinburg und Stormarn,“.

bb) Nummer 3 wird gestrichen.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 3.

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Es besteht eine Zweigstelle des Sozialgerichts Itzehoe in Lübeck.“

2. In § 60 wird das Wort „Lübeck,“ gestrichen.
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Artikel 6
Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. November 2027

Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231, ber. S. 441), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

1. § 58 erhält folgende Fassung:

„§ 58 
Sozialgerichte

(1) Die Sozialgerichte haben ihren Sitz in Itzehoe und Kiel.

(2) Bezirke der Sozialgerichte sind

1. für das Sozialgericht Itzehoe die Stadt Lübeck sowie die Kreise 
Dithmarschen, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, Pinneberg, Segeberg, 
Steinburg und Stormarn,

2. für das Sozialgericht Kiel die Städte Flensburg, Kiel und Neumünster sowie 
die Kreise Nordfriesland, Plön, Rendsburg-Eckernförde und Schleswig- 
Flensburg.

(3) Es bestehen Zweigstellen

1. des Sozialgerichts Itzehoe in Lübeck,

2. des Sozialgerichts Kiel in Schleswig.“

2. In § 60 werden die Wörter „die Bezirke der Sozialgerichte Itzehoe und Schleswig“ 
durch die Wörter „den Bezirk des Sozialgerichts Itzehoe“ ersetzt.

Artikel 7
Änderung des Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein vom 26. Januar 2012 (GVOBI. Schl.-H. 
S. 153, 154), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom [durch die Ver­
kündungsstelle einzufügen: Datum und Fundstelle des Haushaltsbegleitgesetzes 
2025], wird wie folgt geändert:

In Anlage 4 werden im Abschnitt Besoldungsgruppe R 2 vor den Wörtern „Richterin 
oder Richter am Finanzgericht“ folgende Wörter eingefügt:

„Richterin oder Richter am Arbeitsgericht

- als weitere aufsichtsführende Richterin oder weiterer aufsichtsführender Richter -1)

- als ständige Vertretung der Direktorin oder des Direktors -2)“.
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Artikel 8 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt am 1. Dezember 2026 in Kraft.

(3) Artikel 3 dieses Gesetzes tritt am 1. März 2027 in Kraft.

(4) Artikel 4 dieses Gesetzes tritt am 1. Mai 2027 in Kraft.

(5) Artikel 5 dieses Gesetzes tritt am 1. September 2027 in Kraft.

(6) Artikel 6 dieses Gesetzes tritt am 1. November 2027 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel,

Daniel Günther

Ministerpräsident

Prof. Dr. Kerstin von der Decken

Ministerin 
für Justiz und Gesundheit
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Begründung:

A. Allgemeiner Teil

Zur Konsolidierung des Landeshaushaltes ist auch ein Einsparbeitrag der Justiz er­
forderlich. Da der Justizhaushalt ein reiner Verwaltungshaushalt ist, soll die Einspa­
rung im Wesentlichen nicht durch Personaleinsparungen, sondern durch Einsparun­
gen bei Gebäuden und eine Flexibilisierung des Personaleinsatzes erfolgen. Daher 
hat das Kabinett am 24. September 2024 beschlossen, eine Fachgerichtsstrukturre­
form durchzuführen.

Im Rahmen der zu diesem Vorhaben erfolgten Anhörung des Geschäftsbereichs 
wurde die ursprüngliche Überlegung einer Zentralisierung beider Gerichtsbarkeiten 
an einem Standort dahingehend modifiziert, dass in der Arbeits- und Sozialgerichts­
barkeit jeweils Standorte als (eigenständige) Einheit aufgelöst werden und teilweise 
als unselbständige Zweigstellen (Sozialgerichte) oder auswärtige Kammer (Arbeits­
gerichte) bestehen bleiben. Dadurch werden größere Einheiten geschaffen, die es 
ermöglichen, den Ausfall einzelner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser zu kom­
pensieren. Dadurch werden auch eine bedarfsorientierte Ausstattung an Personal 
und der Abbau von Überdeckungen ermöglicht. Das Landesjustizgesetz soll dahinge­
hend geändert werden,

• das Arbeitsgericht Neumünster aufzulösen und seinen Bezirk dem Arbeitsge­
richt Kiel zuzulegen,

• das Arbeitsgericht Elmshorn aufzulösen und als auswärtige Kammer des Ar­
beitsgerichts Lübeck im Gebäude des Sozialgerichts Itzehoe unterzubringen,

• das Arbeitsgericht Flensburg aufzulösen und als auswärtige Kammer des Ar­
beitsgerichts Kiel im Gebäude des Amtsgerichts Flensburg unterzubringen,

• das Sozialgericht Lübeck als Zweigstelle des Sozialgerichts Itzehoe und
• das Sozialgericht Schleswig als Zweigstelle des Sozialgerichts Kiel weiterzu­

führen.

Dies führt zu folgenden Einsparungen:

0,09 -0.31 0.30 1,83 2,83 3,16 3,18 3,18 3,50 3,50 3.50 3,71 3,91 3,91 3,91

Alternativvorschlag Gesamtsumme
/ Ansatz 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 2035 2036 2037 203a 2039 2040

Einsparung laufende Kosten Personal 2 350 000,00 1,00 2,00 2.35 2,35 2.35 2.35 235 2.35 2.35 2.35 2.35 2,35 2,35 20.05
IT 75 000,00 0,08 0,08 0,08 0,00 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08 0,03 0,08 0,08 0,98
Mieten 483 973 84 0,14 0.14 0.14 0.14 0.14 0 14 0.29 029 0,29 029 049 0.49 0.49 0,49 3,97
Betriebskosten 641 123.33 0.09 0 09 0 26 0.26 0.26 0,26 026 0.26 0.42 0.42 0.42 0.64 0.64 0,64 0,64 0,64 6,19
Sicherhertskrafe 358 000,00 0 36 0.36 0,36 0,36 0.36 0.36 0.36 0,36 0,36 0.36 0.36 0,36 0,36 4,65

44.64
Einmaleffekdte Verkaufserlöse 2 133.306,60 2,13

eingesparte Renovierungskosten 378 000,00 0,38
2,51

Kosten Umbauten 350 000,00 0.35 -0,35
Umzug 150 000,00 0.05 -0,10 -0,15

.050

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des Landesjustizgesetzes)

Mit Artikel 1, der umgehend in Kraft treten soll, wird ein neuer Teil mit Übergangsbe­
stimmungen in das LJG eingefügt. Danach erfolgt die Strukturreform in der Arbeits­
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gerichtsbarkeit und in der Sozialgerichtsbarkeit von Dezember 2026 bis November 
2027. Die zeitlich gestaffelt in Kraft tretenden Umsetzungsregelungen folgen in den 
Artikeln 2 bis 6.

Ebenfalls umgehend in Kraft tritt die in Artikel 1 enthaltene Ausweitung der Verord­
nungsermächtigung zur Einrichtung von Gerichtstagen auf die Arbeitsgerichtsbarkeit.

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)

Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an die in Nummer 3 vorgesehene Ergänzung 
von §§ 91 und 92 LJG angepasst.

Zu Nummer 2 (§ 5 LJG)

Mit der Streichung wird das für Justiz zuständige Ministerium ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung auch in der Arbeitsgerichtsbarkeit Gerichtstage einzurichten.

Unter den Voraussetzungen des § 14 Absatz 4 des Arbeitsgerichtsgesetzes (ArbGG) 
können auch in der Arbeitsgerichtsbarkeit Gerichtstage außerhalb des Gerichtssitzes 
abgehalten werden. In Satz 2 der Vorschrift werden die Landesregierungen zu ent­
sprechenden Verordnungen ermächtigt. Nach Satz 3 können sie die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. Von dieser 
Subdelegationsermächtigung kann gemäß Artikel 80 Absatz 4 des Grundgesetzes 
(GG) auch durch Landesgesetz Gebrauch gemacht werden.

Indem der bislang in § 5 Satz 2 LJG enthaltene Vorbehalt für die Arbeitsgerichtsbar­
keit gestrichen wird, bezieht sich die in § 5 Satz 1 LJG enthaltene Verordnungser­
mächtigung künftig auch auf die Arbeitsgerichtsbarkeit.

Unberührt bleibt die in § 14 Absatz 4 Satz 1 ArbGG enthaltene Befugnis der zustän­
digen obersten Landesbehörde zur formlosen Anordnung von Gerichtstagen (vgl. 
Erlass vom 22. Februar 1994 - IX 210 b - 111.305 -, Amtsbl. Schl.-H./AAz. 1994 
S. 47).

Zu Nummer 3 (§§ 91 und 92 LJG-neu)

Zu § 91 LJG-neu

Nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 ArbGG ist die Aufhebung und die Errichtung von Ar­
beitsgerichten durch Gesetz anzuordnen. Dies gilt nach Nummer 5 auch für die Er­
richtung von Kammern des Arbeitsgerichts an anderen Orten und nach Nummer 6 für 
den Übergang anhängiger Verfahren auf ein anderes Gericht bei Maßnahmen nach 
Nummer 1.

§ 91 Absatz 1 LJG bestimmt, dass die bisherigen Arbeitsgerichte Neumünster, Elms­
horn und Flensburg sukzessiv aufgehoben werden.

In Absatz 2 wird geregelt, welchen Gerichten die Bezirke der aufgehobenen Arbeits­
gerichte zugelegt werden: Die Bezirke der bisherigen Arbeitsgerichte Neumünster 
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und Flensburg fallen zum Arbeitsgericht Kiel, der Bezirk des bisherigen Arbeitsge­
richts Elmshorn zum Arbeitsgericht Lübeck.

Aus Absatz 3 ergibt sich, dass die zum Zeitpunkt der Aufhebung anhängigen Verfah­
ren auf dasjenige Gericht übergehen, dem auch der Gerichtsbezirk zugelegt wird.

Nach Absatz 4 werden für jedes der beiden verbleibenden Arbeitsgerichte auswärti­
ge Kammern in Flensburg und Itzehoe errichtet, um weiterhin eine angemessene 
Erreichbarkeit der Arbeitsgerichte in der Fläche zu gewährleisten.

Zu § 92 LJG-neu

Auch die Aufhebung und die Errichtung von Sozialgerichten bedarf nach § 7 Ab­
satz 1 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) eines Gesetzes. Bei der Aufhebung 
von Sozialgerichten kann gemäß § 7 Absatz 3 SGG durch Landesgesetz bestimmt 
werden, dass die bei dem aufgehobenen Gericht rechtshängigen Streitsachen auf 
ein anderes Sozialgericht übergehen. § 7 Absatz 1 Satz 4 SGG ermächtigt die Lan­
desregierungen außerdem zur Anordnung, dass außerhalb des Sitzes eines Sozial­
gerichts Zweigstellen errichtet werden. Dies kann nach Artikel 80 Absatz 4 GG auch 
in Form eines Landesgesetzes erfolgen.

Nach § 92 Absatz 1 LJG werden nacheinander die Sozialgerichte Lübeck und 
Schleswig aufgehoben. Nach Absatz 4 werden an diesen Orten für die beiden ver­
bleibenden Sozialgerichte Zweigstellen eingerichtet, um auch für die Sozialgerichts­
barkeit die Erreichbarkeit in der Fläche sicherzustellen.

Absatz 2 bestimmt die neuen Bezirke. Absatz 3 regelt den Übergang anhängiger 
Verfahren auf dasjenige Gericht, dem auch der Gerichtsbezirk zugeschlagen wird.

Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. Dezem­
ber 2026)

Mit der Aufhebung des Arbeitsgerichts Neumünster sind in § 53 Absatz 1 LJG die 
Aufzählung der verbleibenden Arbeitsgerichte und in Absatz 2 die Definition der je­
weiligen Gerichtsbezirke anzupassen.

Artikel 2 tritt gemäß Artikel 8 Absatz 2 zeitversetzt am 1. Dezember 2026 in Kraft.

Zu Artikel 3 (Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. März 2027)

Mit der Aufhebung des Arbeitsgerichts Elmshorn sind in § 53 Absatz 1 LJG erneut 
die Aufzählung der verbleibenden Arbeitsgerichte und in Absatz 2 die Definition der 
jeweiligen Gerichtsbezirke anzupassen.

Gleichzeitig wird in einem neuen Absatz 3 bestimmt, dass das Arbeitsgericht Lübeck 
über auswärtige Kammern im Sinne von § 14 Absatz 2 Nummer 5 ArbGG in Itzehoe 
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verfügt. Deren Zuständigkeiten werden gemäß § 21 e Absatz 1 des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes (GVG) vom Präsidium des jeweiligen Gerichts im Rahmen der jährli­
chen Geschäftsverteilung bestimmt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich der 
Schwerpunkt des Gerichts mit der überwiegenden Zahl der Spruchkörper am 
Stammsitz befinden muss.

Artikel 3 tritt gemäß Artikel 8 Absatz 3 zeitversetzt am 1. März 2027 in Kraft.

Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. Mai 2027)

Mit der Aufhebung des Arbeitsgerichts Flensburg erhält § 53 LJG seine endgültige 
Fassung und beschreibt die neue Gerichtsstruktur in der Arbeitsgerichtsbarkeit: Nach 
Absatz 1 haben die verbleibenden Arbeitsgerichte ihren Sitz in Kiel und Lübeck. Ihre 
Bezirke werden in Absatz 2 entlang bestehender Kreisgrenzen bestimmt. In Absatz 3 
wird der Bestand auswärtiger Kammern in Itzehoe und Flensburg angeordnet.

Artikel 4 tritt gemäß Artikel 8 Absatz 4 zeitversetzt am 1. Mai 2027 in Kraft.

Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. Septem­
ber 2027)

Artikel 5 betrifft die Aufhebung des Sozialgerichts Lübeck. Er tritt gemäß Artikel 8 
Absatz 5 zeitversetzt am 1. September 2027 in Kraft.

Zu Nummer 1 (§ 58 LJG)

Sitze der verbleibenden Sozialgerichte sind Itzehoe und Kiel. Ihre Bezirke sind ent­
sprechend der in § 92 LJG vorgesehenen Verteilung neu zu definieren.

Darüber hinaus erhält das Sozialgericht Itzehoe nach Absatz 3 eine Zweigstelle im 
Sinne von § 7 Absatz 1 Satz 4 SGG. Wie in der Arbeitsgerichtsbarkeit obliegt es ge­
mäß § 21 e Absatz 1 GVG dem jeweiligen Präsidium, die Zuständigkeiten der dort 
belegenen Spruchkörper zu bestimmen. Auch bei den Sozialgerichten muss sich der 
Schwerpunkt des Gerichts mit der überwiegenden Zahl der Spruchkörper am 
Stammsitz befinden.

Zu Nummer 2 (§ 60 LJG)

Die Regelung über die Zuständigkeitskonzentration für Angelegenheiten des Kassen­
arztrechts beim Sozialgericht Kiel ist redaktionell anzupassen.
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Zu Artikel 6 (Weitere Änderung des Landesjustizgesetzes zum 1. Novem­
ber 2027)

Artikel 6 setzt die Aufhebung des Sozialgerichts Schleswig um. Er tritt gemäß Arti­
kel 8 Absatz 6 zeitversetzt am 1. November 2027 in Kraft.

Zu Nummer 1 (§ 58 LJG)

Mit der Aufhebung des Sozialgerichts Schleswig erhält § 58 LJG seine endgültige 
Fassung und beschreibt die neue Gerichtsstruktur in der Sozialgerichtsbarkeit: Nach 
Absatz 1 haben die verbleibenden Sozialgerichte ihren Sitz in Itzehoe und Kiel. Ihre 
Bezirke werden in Absatz 2 entlang bestehender Kreisgrenzen bestimmt. In Absatz 3 
wird der Bestand von Zweigstellen in Lübeck und Schleswig angeordnet.

Zu Nummer 2 (§ 60 LJG)

Die Regelung über die Zuständigkeitskonzentration für Angelegenheiten des Kassen­
arztrechts beim Sozialgericht Kiel ist erneut redaktionell anzupassen.

Zu Artikel 7 (Änderung des Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein)

Die Bildung größerer Einheiten in der Arbeitsgerichtsbarkeit macht Anpassungen in 
der Besoldungsordnung R erforderlich.

An größeren Gerichten sind für eine leistungsfähige Verwaltung neben der Direktorin 
oder dem Direktor weitere Funktionsstellen erforderlich. In Anlage 4 zum Besol­
dungsgesetz ist daher bereits nach geltendem Recht an Amts- und Sozialgerichten 
mit acht oder mehr Planstellen eine ständige Vertretung der Direktorin oder des Di­
rektors vorgesehen, an Gerichten mit zwölf oder mehr Planstellen und für je sechs 
weitere Richterplanstellen sind eine aufsichtsführende Richterin oder ein aufsichts­
führender Richter vorgesehen. Sie sind jeweils der Besoldungsgruppe R 2 zugeord­
net.

Bei Arbeitsgerichten besteht ein identischer Bedarf. Er findet im Wortlaut der Besol­
dungsordnung R bislang nur deswegen keinen Niederschlag, weil die schleswig-hols­
teinischen Arbeitsgerichte bislang nicht über die erforderlich Zahl von mindestens 
acht Richterplanstellen verfügt haben. Das ist nach der Aufhebung mehrerer Arbeits­
gerichte bei den verbleibenden Arbeitsgerichten der Fall. Die Besoldungsgruppe R ist 
daher um die entsprechenden Funktionen in der Arbeitsgerichtsbarkeit zu ergänzen.
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Zu Artikel 8 (Inkrafttreten)

Die Ergänzung der §§ 91 und 92 im LJG, die Ausweitung der Verordnungsermächti­
gung in § 5 LJG (Artikel 1) und die Änderung des Besoldungsgesetzes Schleswig- 
Holstein (Artikel 7) treten unmittelbar am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in 
Kraft.

Die in Artikel 2 bis 6 geregelte Umsetzung der Fachgerichtsstrukturreform im Übrigen 
erfolgt zeitlich gestaffelt für die Arbeitsgerichtsbarkeit (Artikel 2, 3 und 4) am 1. De­
zember 2026, 1. März 2027 und 1. Mai 2027 , für die Sozialgerichtsbarkeit (Artikel 5 
und 6) am 1. September und 1. November 2027.

-16-


	Leere Seite

